
schützen und fördern. Eine prinzipielle Bedingung für dieses Recht ist die Gleich­
berechtigung von Mann und Frau in Ehe und Familie. Nur aus der gleichberechtig­
ten und gleichverpflichteten Partnerschaft erwachsen gegenseitige Achtung und 
Unterstützung von Mann und Frau sowie harmonische, stabile Ehen und Familien.

Auch Maßnahmen der gesellschaftlichen und staatlichen Unterstützung tragen 
zur Festigung und Entwicklung der Ehe und Familie bei. Das gilt z. B. für die 
Arbeit des DFD, der Elternbeiräte, der Ehe-, Familien- und Sexualberatungsstellen. 
Vielfältig ist die staatliche Unterstützung65, so durch bevorzugte Zuweisung von 
Wohnraum an junge Ehen und kinderreiche Familien, Kreditgewährung für junge 
Eheleute zum Kauf, Bau bzw. zur Erweiterung eines Eigenheimes sowie für den 
Kauf der Wohnungseinrichtung. Geburtenbeihilfen für jedes Kind in Höhe von 
1 000,— Mark, Kindergeld unabhängig vom Einkommen, steuerliche Vergünsti­
gungen wirken in gleicher Richtung wie der Ausbau des Netzes der Entbindungs­
stationen, die umfassende ärztliche Betreuung und Fürsorge für Schwangere und 
junge Mütter. Auch bei der Gestaltung der Arbeits- und Lebensbedingungen (z. B. 
Arbeitszeitregelung) ist die Förderung der Familien zu beachten. Kinderreiche 
Familien und alleinstehende Mütter und Väter werden besonders unterstützt, z. B. 
durch die bevorzugte Unterbringung ihrer Kinder in den Säuglingsheimen, Kin­
derkrippen und -gärten, die Fortzahlung des Durchschnittsverdienstes, wenn allein­
stehende Mütter zur Pflege ihrer kranken Kinder von der Arbeit fernbleiben 
müssen u. a.m.66

Die Verfassung verbürgt auch den besonderen Schutz des Staates für Mutter 
und Kind. Dazu gehört die Gewährung von Schwangerschafts- und Wochenurlaub, 
der mindestens 26 Wochen beträgt. Die spezielle Betreuung für Mutter und Kind 
schließt die kostenlose ärztliche Geburtshilfe und Klinikentbindung ein. Schwan­
gere haben Kündigungsschutz. Kinder, deren Eltern nicht miteinander verheiratet 
sind, dürfen keinerlei Diskriminierungen erleiden.

Entsprechend der großen Bedeutung, die die sozialistische Gesellschaft der Ent­
wicklung der Familie und der jungen Generation beimißt, wird die sozialistische 
Erziehung der Kinder zu einem Grundrecht und zu einer Grundpflicht der Eltern 
erklärt. Die Aussage des Art. 38, daß es Recht und vornehmste Pflicht der Eltern 
ist, ihre Kinder zu gesunden und lebensfrohen, tüchtigen und allseitig gebildeten 
Menschen, zu bewußten Staatsbürgern zu erziehen, gibt der Tatsache Ausdruck, 
daß die meisten Eltern diese Pflicht ohnehin für eine moralische Selbstverständ­
lichkeit halten und sie in keiner Weise als bedrückend empfinden. Es ist der Aus-

65 Ausführlicher dazu H. Kuhrig, Die Gleichberechtigung . . . ,  a. a. O.
66 Die Förderung von Ehe und Familie war von Anbeginn Prinzip der Staats- und Rechts­

ordnung der DDR. Sie hat nicht nur in der Familiengesetzgebung (vgl. Familiengesetz­
buch vom 20.12.1965, GBl. I 1966, S. 1), sondern auch in vielfältigen anderen Rechts­
vorschriften und in sozialpolitischen Maßnahmen Ausdruck gefunden (vgl. dazu insbes. 
„Gemeinsamer Beschluß des Zentralkomitees der SED, des Bundesvorstandes des 
FDGB und des Ministerrates der DDR vom 27.4.1972", Neues Deutschland vom 
28. 4.1972 sowie „Gemeinsamer Beschluß . . . vom 27. 5.1976", a. a. O.) Das Gesetz über 
die Unterbrechung der Schwangerschaft vom 9. 3.1972, GBl. I S. 89 ff. fügt sich ein in 
die Maßnahmen der Familienplanung und Förderung, weil es die Entscheidungsfreiheit 
der Frauen sichert, ihre Gleichberechtigung und Persönlichkeitsentfaltung unterstützt.
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